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Samstag, 24. März, 
und Sonntag, 25. März

10 bis 17 Uhr

Partner:
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Leser-Sudoku
Der tägliche Rätselspass für kluge Köpfe. 

Stellen Sie Ihre logischen Fähigkeiten unter Beweis!
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«Vaterland»-Leser habens besser

mittel sehr schwerschwer

POLIZEIMELDUNGENEN

Mehrere Einbrü che durch Unbekannte
Über das Wochenende brach 
eine unbekannte Täterschaft in
mehrere Objekte ein.

Schaan/Vaduz/Triesen. – So kam es
von Freitagmittag bis Samstagmorgen
in derselben Strasse in Schaan zu zwei
Einbrü chen, bei denen die Täterschaft
durch das Aufwuchten eines Fensters
in die Räumlichkeiten gelangte. Wäh-
rend in einem Haus Schmuck sowie
elektronische Geräte entwendet wur-
den, liegen beim zweiten Einbruch
noch keine Informationen zum De-
liktsgut vor.

Zu zwei weiteren Einbrü chen in Pri-
vatobjekte kam es ebenfalls durch eine
unbekannte Täterschaft in Vaduz. Zum
einen wurde Samstagnacht durch das
Aufwuchten eines Fensters in ein An-
wesen eingebrochen und ebenfalls

Geldtasche aus
Fahrzeug gestohlen
Triesen. – Eine unbekannte Täter-
schaft brach am Dienstagvormittag in
ein Fahrzeug ein. Dabei schlug sie eine
Seitenscheibe des in Triesen parkier-
ten Personenwagens ein und entwen-
det eine Geldtasche aus einem Seiten-
fach. Es entstand ein Sach-  sowie Ver-
mögensschaden in der Höhe von ca.
1500 Franken. (lpfl)

FÜR IHRE SICHERHEIT:

TEL. +423 237 57 37 | WWW.SAUTER.LI

Schmuck entwendet. Beim zweiten
Anwesen wurde im Zeitraum von Frei-
tagmittag bis Montagabend die Bal-
kontü r eingeschlagen und nach ersten
Erkenntnissen Bargeld entwendet.

Ebenfalls Bargeld gestohlen wurde
bei einem weiteren Einbruch in ein
Geschäftsobjekt in Triesen. Die Täter-
schaft brach dabei in der Nacht auf
Sonntag in einen Imbissstand ein und
entwendete Geld sowie diverse Ge-
tränke im Wert von mehreren Tausend
Franken. (lpfl)

Sprayerei bei der 
Primarschule Mauren
Mauren. – In der Nacht auf Samstag
kam es in Mauren zu einer Sprayerei.
Eine derzeit noch unbekannte Täter-
schaft sprayte mit roter und blauer
Farbe einen Schriftzug auf mehrere
Tü ren, Fenster sowie weitere Objekte
der Primarschule in Mauren. Es ent-
stand ein Vermögensschaden von
mehreren Hundert Franken. (lpfl)

ERWACHSENENBILDUNG

Krankheiten verstehen – Vortrag
Krankheiten kommen nicht zufällig
auf uns zu, sondern haben eine tiefere
Bedeutung. Sie sind Teil unserer Le-
bensschule. Zwischen den menschli-
chen Charaktereigenschaften und Ver-
haltensweisen und der Entstehung
von Krankheiten lassen sich genaue
Zusammenhänge erkennen. Das Ge-

setz von Ursache und Wirkung (was
man sät, das erntet man) bildet die
Grundlage hierfür. Der Vortrag (Kurs
193) mit Hannelore Reimann (Elfrida
Müller-Kainz ist krank) findet am
Donnerstag, 22. März, 19.30 bis zirka
21.30 Uhr im Pfarreizentrum (neben
TAK) in Schaan statt. Mit Voranmel-
dung.

ERWACHSENENBILDUNG

Sanftes «Hildegardfasten» als
Heilmittel
Brigitte Pregenzer geht in ihrem Vor-
trag aus ganzheitlicher Sicht auf das
Thema Fasten ein. Hintergrundinfor-
mationen, praktische Anleitungen
und zahlreiche Tipps sorgen dafür,
dass Fasten Freude machen kann und
nachhaltig wirkt. Der Vortrag Kurs
(392/2) von Brigitte Pregenzer findet
am Donnerstag, 22. März, um 18 Uhr
im Seminarzentrum Stein Egerta in
Schaan statt. Die Fastenwoche be-
ginnt am Montag, 26. März. Mit Vor-
anmeldung.
Anmeldung/Auskunft: Erwachsenenbildung
Stein Egerta, Schaan, Tel. +423 232 48 22, 
E-Mail: info@steinegerta.li

Der Verfassungs-Kompromiss 1921

Der Landesfürst
● 1818
Der Fürst ist absoluter Herrscher,
Verfassungs- und Gesetzgeber.
Fürst und Staat sind gleichzuset-
zen. Das bedeutet auch, dass der
Fürst das Land als sein Eigentum
betrachtet.

● 1862
Der Landesfürst ist Verfassungsge-
ber. Er vereinigt nach dem monar-
chischen Prinzip alle Rechte der
Staatsgewalt in seiner Person. Er ist
nicht mehr souverän, da er sich
durch die Mitwirkungsmöglichkei-
ten des Landtags an der Gesetzge-
bung selbst beschränkt. Aufgrund
der Begrenzung seiner Macht
durch die Verfassung, spricht man
von einer konstitutionellen Verfas-
sung.

● 1921
Die Staatsgewalt wird zwischen
Fürst und Landtag (Volk) geteilt,
die beide Verfassungsgeber sind.
Der Landesfürst verfügt über kein
eigenes Recht, es gibt ausschliess-
lich verfassungsgemässe Gewalt.
Die Kompetenzen aller Staatsorga-
ne regelt die Verfassung.

Die Volksvertretung
● 1818
Die Landstände verfügen über kei-
ne Rechte. Sie haben lediglich be-
ratende Funktion. Sie sind keine
Volks-, sondern Interessensvertre-
ter der damaligen gesellschaftli-
chen Kräfte.

● 1862
Der Landtag repräsentiert das Volk
als «Organ der Gesamtheit der
Landesangehörigen». Zwölf Abge-
ordnete werden durch Wahlmän-
ner gewählt und drei vom Fürsten
bestimmt.  Der Landtag ist an der
verfassungs- und gesetzgebenden
Gewalt beteiligt. Er hat jedoch nur
dort Mitwirkungsrechte, wo es die
Verfassung einräumt. Andernfalls
gilt die Vermutung der Berechti-
gung des Fürsten.

● 1921
Der Landtag repräsentiert das
Volk, das sich die Staatsgewalt mit
dem Landesfürsten teilt. Der
Landtag besteht nur noch aus fünf-
zehn direkt durch das Volk gewähl-
ten Mitgliedern. Der Fürst hatte
bei der Bestimmung der Abgeord-
neten keinen Einfluss mehr.

Referent Herbert Wille: Mit dem vierten Vortrag endete die Vortragsreihe «150
Jahre Verfassung 1862» am Liechtenstein-Institut. Bild Archiv/Daniel Schwendener

Die Verfassung von 1921 be-
schreibt Liechtenstein als «kon-
stitutionelle Erbmonarchie auf
parlamentarischer und demo-
kratischer Grundlage». Die
Macht im Staat teilen sich seit-
dem Landesfürst und Volk.

Bendern. – Mit einem vierten und
letzten Vortrag anlässlich des 150. Ju-
biläums der Verfassung von 1862 en-
dete gestern eine Vortragsreihe am
Liechtenstein-Institut in Bendern. Die
Ausführungen von Herbert Wille, For-
schungsbeauftragter Recht am Liech-
tenstein-Institut, zu den Wesenszügen
der konstitutionellen Verfassung von
1862 ergaben am dritten Vortrags-
abend ein gemischtes Bild. Während
die gesetzgebende Macht (Legislative)
nicht mehr allein der Fürst ausübte,
sondern auch der Landtag als Volks-
vertretung, blieb die Regierung (Exe-
kutive) vollständig in der Hand des
Fürsten. Das monarchische Prinzip,
wonach der Fürst alle Macht im Staat
in seiner Person vereinigt, und die Be-
gründung seiner Macht durch das
Gottesgnadentum blieben somit
durch die Verfassung von 1862 auf-
rechterhalten.

Parlament und Demokratie
Wie sich am vierten Vortrag von Her-
bert Wille zeigte, regte sich gegen die
Verfassung von 1862 Widerstand in
der Bevölkerung. Wilhelm Beck, ein
Liechtensteiner Politiker und Mitbe-
gründer der Volkspartei, war an der
Verfassungsdiskussion vor 1921
massgeblich beteiligt. In seinem Ver-
fassungsentwurf von 1919 sah er eine
stärkere Parlamentarisierung und De-
mokratisierung vor. Sein Ziel war es,
Liechtensteins Rechts- und Verfas-
sungsstaatlichkeit zu stärken.

Aus dieser Diskussion entstand eine
Verfassung, die nach Meinung Becks,
die Rolle des Volkes grundlegend ver-
änderte. Die Verfassung diente nicht
mehr nur der Beschränkung der
Macht des Fürsten, in dem sie die
Kompetenzen aller an der Macht be-
teiligten regelte, vielmehr ersetzte sie
die Begründung der fürstlichen
Macht. Es war nicht mehr das monar-
chische Prinzip oder das Gottesgna-
dentum, welches die Rolle des Fürsten
im Staat rechtfertigte, sondern die Ver-

fassung selbst. Der Landesfürst wurde
zum verfassungsmässigen Staatsor-
gan.

Dass sich durch die Verfassung von
1921 die Rolle des Fürsten änderte
zeigt sich deutlich an den einleitenden
Worten zu neu erlassenen Gesetzen.
1862 erliess der Landesfürst die Ge-
setze mit den Worten: «Ich verordne
mit Zustimmung des Landtages».
Nach 1921 änderte die Eingangsfor-
mel bei Gesetzen in: «dem vom Land-
tag gefasstem Beschluss erteile ich
meine Zustimmung». Das veran-
schaulicht, dass seit 1921 Fürst und
Landtag Verfassungsgeber sind.

Die neue Verfassung begrenzte die
fürstliche Macht nicht nur, sondern
veranlasste eine Teilung der selben
zwischen Fürst und Landtag. Für Wil-
helm Beck war damit ein wichtiges
Ziel erreicht: Die Aufnahme des
Grundsatzes der Gewaltenteilung in
die Verfassung.

Verfassung regelt Kompetenzen
Die Verfassung von 1921 gründet we-
der in der Volks- noch in der Fürsten-
souveränität. Es ist nicht das demo-
kratische oder monarchische Prinzip,
dass die Machtverteilung im Staat be-
gründet, sondern die Verfassung
selbst. Damit steht der Fürst nicht
mehr über der Verfassung wie noch
1862. «Das ist ein bedeutsamer Un-
terschied», führte Herbert Wille aus.
Die Zuständigkeitsvermutung des
Landesfürsten, die in allen nicht in der
Verfassung geregelten Belangen den
Fürsten als zuständig ansah, fiel mit
der neuen Verfassung weg.

Aus verfassungsrechtlicher Sicht ist
die 1921 neu geschaffene Verfassungs-
gerichtsbarkeit von grosser Bedeu-
tung. Für Verfassungskonflikte, wie
zum Beispiel Kompetenzstreitigkei-
ten zwischen Fürst und Landtag, sah
die Verfassung eine Lösung auf ge-
richtlichem Weg vor. Dies unter-
streicht, dass der Fürst nicht mehr
über der Verfassung steht, sondern
sich ebenfalls an diese zu halten hat.
Dadurch liegt das letztes Wort bei Ver-
fassungskonflikten beim Staatsge-
richtshof und nicht mehr beim Fürs-
ten. Alle Akteure im Staat sind bei ih-
ren Handlungen an die Verfassung ge-
bunden. Für Bürger besteht die Mög-
lichkeit, ihre durch die Verfassung als
schützenswert anerkannten Interes-

sen durchzusetzen. Die Verfassungs-
änderung von 2003 liess die Zustän-
digkeit des Staatsgerichtshofs bei
Kompetenzstreitigkeiten zwischen
Fürst und Volk jedoch wieder fallen.

Ein weiterer Fortschritt der Verfas-
sung von 1921 war die Schaffung di-
rektdemokratischer Elemente, wie
das Referendum, oder die Gesetzes-
und Verfassungsinitiative. Der Land-
tag ist «Organ der Gesamtheit der
Landesangehörigen». Durch die neue
Verfassung konnte das Volk alle im
Landtag vertretenen Abgeordneten
direkt wählen. Der Fürst konnte ab
1921 nicht mehr drei Abgeordnete im
Landtag selbst bestimmen. Wille fasste
mit den Worten des FBP-Politikers
und Publizisten Gerard Batliners zu-
sammen, dass «die Schaffung eines
Vetorechts für das Volk und den Fürs-
ten, sowie die Verfassungsgerichtsbar-
keit des Staatsgerichtshofs das Ziel
hatten, einseitige Machtverteilung zu
verhindern».

Fragiles dualistisches Gleichgewicht
Herbert Wille erklärte anhand des
Beispiels der Regierung, wie sensibel
das Machtgleichgewicht zwischen
Fürst und Volk ist. Die Verfassung von
1921 sah vor, dass die Regierung im
Einvernehmen von Fürst und Landtag
gewählt und abgesetzt wird. Mit der
Verfassungsänderung von 2003 kann
der Fürst aber auch gegen den Willen
des Landtags der gesamten Kollegial-
regierung das Vertrauen entziehen,
wodurch diese ihre Handlungsbefug-
nis verliert. Wille meinte, es lasse sich
in diesem Hinblick von einer «Entpar-
lamentarisierung» sprechen. Seiner
Ansicht nach sei diese Änderung ein
Rückschritt. Die Verfassung von 1921
stelle keinen grundlegenden Wechsel
im Verfassungssystem dar. Das Erb-
monarchische Prinzip, wonach die Be-
stimmung des Fürsten alleinige Ange-
legenheit des Fürstenhauses ist, fand
Eingang in die Verfassung. Veto- und
Notverordnungsrecht bleiben dem
Fürsten trotz der Stärkung direktde-
mokratischer Elemente erhalten.

Wille stellt abschliessend fest, dass
sich die liechtensteinische Verfassung
nicht in Schulbegriffen einordnen
lässt und einen Sonderweg in Europa
darstellt. Die Verfassung von 1921 sei
ein Kompromiss zwischen Reformen
und Konservatismus. (jhr)


